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Informationsfreiheit: Eingaben zu Radschnellweg Mannheim-Heidelberg an die Stadt 
Ladenburg
Antrag vom 21. August 2019 , („FragDenStaat.de #164503“)
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Sie haben sich bei uns darüber beschwert, dass Ihr Informationsfreiheitsantrag vom 
21. August 2019 von der Stadt Ladenburg nicht entsprechend den gesetzlichen Vo r-
gaben des Landesinformationsfreiheitsgesetzes (LIFG) bearbeitet worden wäre. Sie 
hatten Zugang zu Eingaben an das Regierungspräsidium Karlsruhe zum Rad-
schnellweg Mannheim-Heidelberg beantragt.

Wir hatten die Stadt Ladenburg hierzu um Stellungnahme gebeten. Diese teilte uns 
mit, dass die Anfrage dort nicht eingegangen sei.
Bitte wenden Sie sich direkt an das Sekretariat des Bürgermeisters falls Sie dazu 
Rückfragen haben.

Aus unserer Sicht handelt es sich bei den Eingaben um Umweltinformationen.
Umweltinformationen sind in § 2 Abs. 3 UIG definiert. Unter anderem sind Umweltin-
formationen Daten über Maßnahmen oder Tätigkeiten, die sich auf Umweltbestand-
teile (z.B. Luft, Wasser, Boden, Artenvielfalt) mindestens wahrscheinlich auswirken. 
Hierbei genügt die Möglichkeit einer Beeinträchtigung von Umweltbestandteilen. Zu 
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den Maßnahmen gehören auch politische Konzepte, Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften, Abkommen, Umweltvereinbarungen, Pläne und Programme. 

 

Ausweislich der Gesetzesbegründung zum Landesinformationsfreiheitsgesetzes 

(LIFG) handelt es sich bei Vorschriften über den Informationszugang zu Umweltin-

formationen um bereichsspezifische abschließende Sonderregelungen, die den An-

wendungsbereich des Landesinformationsfreiheitsgesetzes und damit unsere Zu-

ständigkeit zur Beratung nach § 12 Abs. 2 LIFG verdrängen. 

 

Wir empfehlen Ihnen daher, Ihren Antrag erneut unter Verweis auf § 23 UVwG zu 

stellen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

des Landesbeauftragten für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 


